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Freigabe der Mittel Handlungsprogramm Jugend 2023

VI

1) STVV-Beschluss-Nr. 0195 vom 04.05.2021 

(Sachstandsbericht HP Jugend) 

2) STVV-Beschluss-Nr. 0247 vom 17.09.2020 

(Mittelbeschluss HP Jugend) 

3) STVV Beschluss Nr. 0502 vom 18.11.2021 

(Mittelfreigabe 2022) 
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A Finanzielle Auswirkungen 

Mit der antragsgemäßen Entscheidung sind 
keine finanziellen Auswirkungen verbunden 
finanzielle Auswirkungen verbunden ( in diesem Fall bitte weiter ausfüllen) 

I   Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat 

HMS-Ampel rot grün abs.: 
in %: 

II  Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat 
Budget verfügte Ausgaben (Ist) 

Investitionscontrolling Investition Instandhaltung abs.: 
in %: 

III Übersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage 
Es handelt sich um   Mehrkosten budgettechnische Umsetzung 

Bei Bedarf Hinweise | Erläuterung (max. 750 Zeichen) 

Typ Jahr Bezeichnung 
Gesamt- 

kosten 

…davon 

APL/ÜPL 

Finanzierung 

(Sperre, Ertrag) 

Kontierung 

(Objekt und Konto) 

 Summe einmalige Kosten: 

 Summe Folgekosten: 

Prognose Zuschussbedarf

22-V-51-0051

CO 2023 Handlungsprogramm Jugend 1.220.573 Euro 0 Euro verschieden

1.220.573 Euro 0 Euro

2 / 4



SV 22-V-51-0051 
 

 

 

    

B  Kurzbeschreibung des Vorhabens (verpflichtend) 
 

(Die Inhalte dieses Feldes werden [außer bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen] im Internet/Intranet veröffentlicht. Es dürfen hier 

keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme: Einwilligungserklärung des/der 

Betroffenen liegt vor). Ergänzende Erläuterungen, soweit erforderlich, siehe D. Begründung, Pkt. II) 
 

Das "Handlungsprogramm Jugend" als Bündel an Maßnahmen im Sinne der Wiesbadener Jugendlichen 

wurde in einem partizipativen Prozess nach der Jugendbefragung 2017 entwickelt. Es wurde von der 

Stadtverordnetenversammlung beschlossen und im Haushalt 2020/21 mit Mitteln in Höhe von 4 Mio € 

ausgestattet, die pandemie- und haushaltsbedingt auf 4 Jahre, also bis Ende 2023, "gestreckt" wurden, 

um das Handlungsprogramm über längere Zeit laufen lassen zu können. Die Vorabfreigabe 2023 ist - wie 

bereits 2022 - unerlässlich, um das Programm sinnvoll fortführen zu können.  

C  Beschlussvorschlag 
 

 

1. Es wird zur Kenntnis genommen, dass 

die Gesamtmittel für das Handlungsprogramm Jugend durch die Stadtverordnetenversammlung 
am 17. September 2020 mit Beschluss Nr. 0195 für die Jahre 2021/22 beschlossen wurden 
(vgl. Anlage 2) und danach durch eine Entscheidung der Lenkungsgruppe zum Handlungspro-
gramm und nach Absprache mit Dez. III/20 auf die Jahre 2021-23 „gestreckt“ wurden, um die Maß-
nahmen sinnvoll umsetzen zu können (vgl. u .a. auch Anlage 1). 

2. Es wird beschlossen, dass 

zur Sicherstellung der kontinuierlichen Weiterarbeit im Rahmen des Handlungsprogrammes Ju-
gend 50 % des geplanten Bedarfs (ca. 0,6 Mio. Euro) zum 1. Januar 2023 zur Auszahlung freige-
geben werden. 

 
 

D  Begründung 
 

 

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage 

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrößen, Quantität, Qualität, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan, Erfolgs-

kontrolle) 
 

      

 

II. Ergänzende Erläuterungen 

(Demografische Entwicklung, Umsetzung Barrierefreiheit, Klimaschutz/Klima-Anpassung, etc.) 
 

      

 

 

III. Geprüfte Alternativen 

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar geprüft wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen) 
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Bestätigung der Dezernent*innen 
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